
RELEVANTE GESETZESPASSAGEN 
für die Befreiung von Unterrichtsgegenständen an 
Berufsschulen gem. § 23 Abs. 1 Schulpflichtgesetz 

§ 23 Abs. 1 Schulpflichtgesetz 

Berufsschulpflichtige sind auf Ansuchen ihrer Eltern oder sonstigen Erziehungsberechtigten, 

volljährige Berufsschulpflichtige auf eigenes Ansuchen vom Besuch der Berufsschule insoweit 

zu befreien, als sie einen dem Lehrplan der betreffenden Berufsschule entsprechenden oder 

gleichwertigen Berufsschulunterricht oder einen mindestens gleichwertigen anderen 

Unterricht bereits mit Erfolg besucht haben. Die Feststellung der Gleichwertigkeit hat gemäß § 

11 Abs. 7 des Schulunterrichtsgesetzes, BGBl. Nr. 472/1986 in der jeweils geltenden Fassung, 

zu erfolgen. 

§ 11 Abs. 7 Schulunterrichtsgesetz 

Beim Übertritt in eine andere Schulart (Schulform, Fachrichtung) hat der Schulleiter einen 

Schüler auf sein Ansuchen von der Teilnahme an einzelnen Pflichtgegenständen zu befreien, 

wenn dieser durch Vorlage eines Zeugnisses über den erfolgreichen Abschluss einer Schulstufe 

nachweist, dass er einen lehrplanmäßig gleichen Pflichtgegenstand bereits mit Erfolg besucht 

hat. Durch Verordnung der Bildungsdirektion können für einzelne Schulen oder für den Bereich 

des betreffenden Bundeslandes auf Grund der Lehrplanvergleiche nähere Bestimmungen für 

die Entscheidung des Schulleiters erlassen werden. Ferner hat der Schulleiter einen Schüler 

einer berufsbildenden mittleren oder höheren Schule, der eine Lehrabschlussprüfung 

erfolgreich abgelegt hat, auf dessen Antrag im praktischen Unterricht vom Unterricht in jenen 

Werkstätten zu befreien, deren Lehrstoff durch die Ausbildung im Lehrberuf nachgewiesen 

wird. 

§ 70 Abs.1 lit c, 2, 3, 4 Schulunterrichtsgesetz - Verfahren 

(1) Soweit zur Durchführung von Verfahren andere Organe als die Schulbehörden berufen sind, 

finden die allgemeinen Verfahrensbestimmungen des AVG keine Anwendung und sind in den 

nachstehend angeführten Angelegenheiten die Absätze 2 bis 4 anzuwenden: 

(c) Besuch von Pflichtgegenständen, Freigegenständen, verbindlichen und unverbindlichen 

Übungen, des Förderunterrichtes, des Betreuungsteils an ganztägigen Schulen, das 

Überspringen einzelner Unterrichtsgegenstände sowie die Teilnahme am Unterricht in einem 

anderen als dem besuchten Semester oder in einer anderen als der besuchten Schulstufe (§§ 

11, 12, 12a) 

(2) Der Erlassung einer Entscheidung hat die Feststellung des maßgebenden Sachverhaltes, 

soweit er nicht von vornherein klar gegeben ist, durch Beweise voranzugehen. Als Beweismittel 

kommt alles in Betracht, was zur Feststellung des maßgebenden Sachverhaltes geeignet und 

nach Lage des einzelnen Falles zweckdienlich ist. Dem Schüler (Aufnahmsbewerber, 

Prüfungskandidaten) ist, sofern der Sachverhalt nicht von vornherein klar gegeben ist oder 
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seinem Standpunkt nicht vollinhaltlich Rechnung getragen werden soll, Gelegenheit zu geben, 

zu den Sachverhaltsfeststellungen Stellung zu nehmen. 

(2a) Das verfahrensleitende Organ hat von den Verfahrensbestimmungen nach Maßgabe der 

technischen Gegebenheiten abzuweichen, wenn dies für Körper- oder Sinnesbehinderte, die am 

Verfahren beteiligt sind, erforderlich ist. 

(3) Entscheidungen können sowohl mündlich als auch schriftlich erlassen werden. Sofern einem 

Ansuchen nicht vollinhaltlich stattgegeben wird, kann innerhalb einer Woche eine schriftliche 

Ausfertigung der Entscheidung verlangt werden. 

(4) Die schriftliche Ausfertigung einer Entscheidung hat zu enthalten: 

(a) Bezeichnung und Standort der Schule, Bezeichnung des entscheidenden Organes; 

(b) den Inhalt der Entscheidung unter Anführung der angewendeten Gesetzesstellen; 

(c) die Begründung, wenn dem Standpunkt des Schülers (Aufnahmsbewerbers, 
Prüfungskandidaten) nicht vollinhaltlich Rechnung getragen wird; 

(d) Datum der Entscheidung; 

(e) die Unterschrift des entscheidenden Organes, bei Kollegialorganen des Vorsitzenden 
oder die Amtssignatur (§ 19 Abs. 1 E-GovG) anstelle der Unterschrift; 

(f) die Belehrung über die Widerspruchsmöglichkeit, wenn dem Ansuchen nicht 

vollinhaltlich stattgegeben wird. 

§ 71 Abs.1 Schulunterrichtsgesetz – Provisorialverfahren (Widerspruch): 

Gegen Entscheidungen in den Angelegenheiten des § 70 Abs. 1 ist Widerspruch an die zuständige 

Schulbehörde zulässig. Der Widerspruch ist schriftlich (in jeder technisch möglichen Form, nicht 

jedoch mit E-Mail) innerhalb von fünf Tagen bei der Schule, im Falle der Externistenprüfungen 

bei der Prüfungskommission, einzubringen. 

§ 11 Abs. 4 bis 8 Kinder- und Jugendlichen-Beschäftigungsgesetz 1987: 

(4) Den Jugendlichen ist die zur Erfüllung der gesetzlichen Berufsschulpflicht erforderliche Zeit 

freizugeben. Für die Unterrichtszeit ist der Lohn (Lehrlingseinkommen) weiterzuzahlen. 

(5) Die Unterrichtszeit in der Berufsschule, zu deren Besuch der Jugendliche gesetzlich 

verpflichtet ist, ist auf die Dauer der wöchentlichen Arbeitszeit anzurechnen. 

(6) In die Unterrichtszeit im Sinne der Abs. 4 und 5 sind einzurechnen: 

1. die Pausen in der Berufsschule, mit Ausnahme der Mittagspause; 

2. der Besuch von Freigegenständen und unverbindlichen Übungen im Ausmaß von 

höchstens zwei Unterrichtsstunden, Förderunterricht und Schulveranstaltungen in der 

Berufsschule im Sinne der §§ 12 und 13 des Schulunterrichtsgesetzes, BGBl. Nr. 472/1986; 

3. an ganzjährigen und saisonmäßigen Berufsschulen einzelne an einem Schultag entfallene 

Unterrichtsstunden oder an lehrgangsmäßigen Berufsschulen der bis zu zwei 
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aufeinanderfolgenden Werktagen entfallene Unterricht, wenn es in jedem dieser Fälle 

wegen des Verhältnisses zwischen der im Betrieb zu verbringenden Zeit und der Wegzeit 

nicht zumutbar ist, dass der Jugendliche während dieser unterrichtsfreien Zeit den Betrieb 

aufsucht; 

4. Förderkurse im Sinne des Art. II § 2 der 5. Schulorganisationsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 

323/1975. 

(7) Beträgt die Unterrichtszeit an einem Schultag mindestens acht Stunden, so ist eine 

Beschäftigung im Betrieb nicht mehr zulässig. Beträgt die Unterrichtszeit weniger als acht 

Stunden, so ist eine Beschäftigung nur insoweit zulässig, als die Unterrichtszeit, die notwendige 

Wegzeit zwischen Betrieb und Schule und die im Betrieb zu verbringende Zeit die gesetzliche 

Arbeitszeit nicht überschreitet. 

(8) Besucht ein Jugendlicher eine lehrgangsmäßige oder saisonmäßige Berufsschule, darf er 

während des tatsächlichen Besuchs des Lehrganges bzw. der saisonmäßigen Berufsschule nicht 

im Betrieb beschäftigt werden. 


